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UWG

· dient dem Schutz des Leistungswettbewerbs

· bedeutendste Vorschrift ist § 1 UWG: Generalklausel, die zur Beurteilung von Wettbewerbshandlungen an die guten Sitten anknüpft.

· § 1 UWG spielt eine wichtige Rolle bei der (rechtlichen) Beurteilung von Werbung, was die folgenden   

       Beispiele aus der Rechtsprechung zeigen:

( siehe Folien im Anhang (wurden in der Vorlesung als Kopie verteilt)

Fall 1- 3 : „Benetton – Werbung“

(1) ölverschmutzte Ente

(2) Kinderarbeit

(3) H.I.V. Positive

Die von der Zentrale zum Schutz des laufenden Wettbewerbs angerufenen Gerichte beurteilten die Werbung als sittenwidrig. Sie enthalte sachfremde, gefühlsbetonte Appelle, erzeuge beim Verbraucher ein Gefühl der Ohnmacht und Betroffenheit, aus dem heraus der Kaufentschluß getroffen wird.

( Veröffentlichender Verlag klagte beim BVerfG wegen Verletzung der Pressefreiheit (Art. 5 I 1 GG) durch  

     Verbot der Anzeigenkampagne. Dagegen hatte der BGH zur Begründung des Werbeverbots vor allem auf die 

     Verletzung der Menschenwürde (Art. 1 GG) verwiesen.

     Das BVerfG widersprach der Interpretation der Werbung durch den BGH, argumentierte mit einer 

     gegenteiligen Werbeaussage und gestattete Werbetreibenden in der Werbung auf Mißstände in der   

     Gesellschaft hinzuweisen.

     Erstmals ließ das BVerfG deutlich werden, daß die Pressefreiheit auch für Werbeanzeigen gilt.

Fallgruppe: Telefonwerbung

( siehe Folien im Anhang (wurden in der Vorlesung als Kopie verteilt)

häufige Meinung: 

· Unaufgeforderte Werbeanrufe bei Privatpersonen sind sittenwidrig. Das gilt auch dann, wenn ein Brief vorher den Anruf ankündigt oder der Kunde Infomaterial angefordert hat. Gerichte urteilen unaufgeforderte Anrufe, e-mails als unbefugtes Eindringen in die Privatsphäre ( sittenwidrig

· Belästigung, Überrumpelung und Verletzung der Privatsphäre führen zur Subsumtion unter § 1 UWG. 

· Bei Gewerbetreibenden sind unaufgeforderte Anrufe zulässig, wenn eine Beziehung zur gewerblichen Tätigkeit besteht.

Fall: „Die Steinzeit ist vorbei“

· Holzhaushersteller stellte ein großes Holzhaus auf und davor im Garten ein Riesenschild mit der Aufschrift „Die Steinzeit ist vorbei“

· Stein – Händler protestierte und klagte beim BGH wegen Herabsetzung 

· BGH: keine Herabsetzung und damit Sittenwidrigkeit, weil der durchschnittliche, aufmerksame, informierte Verbraucher diese Werbeaussage nicht als Herabsetzung, sondern als humorvolles Wortspiel versteht.

Vergleichende Werbung

1) Als Maßstab diente zur Beurteilung vergleichender Werbung § 1 UWG. Fraglich war, ob vergleichende Werbung sittenwidrig ist. Die Rechtsprechung verfolgte in diesem Fall eine Wellenbewegung.

2) Beispielfälle:

( siehe Folien im Anhang (wurden in der Vorlesung als Kopien verteilt)

a) Reichsgericht (RG): Promil – Urteil (1908)

- RG hält wahrheitsgemäßen Warenvergleich für zulässig (kein Fall von § 1 UWG)

- Grenze: grobe Herabsetzung, unwahre Werbung

- 1927 – Konsumverein - Urteil

· Preisvergleich der willkürlich ist, ist sittenwidrig; grundsätzlich bleibt Werbevergleich zulässig

- 1931 – Hellegold - Urteil

- RG: vergleichende Werbung ist unzumutbar für denjenigen, dessen Produkt zum Vergleich herangezogen wird

b) BGH:

- folgt jahrzehntelang dieser Rechtsprechung

- vergleichende Werbung war bis 2000 nur zulässig, wenn für sie ein hinreichender Anlaß bestand

- Europäischer Gesetzgeber erließ Richtlinien zur vergleichenden Werbung, diese mußte bis 2000 umgesetzt werden ( § 2 UWG

- Heute ist vergleichende Werbung unter den Voraussetzungen von § 2 UWG zulässig; wichtig ist dabei vor allem, daß

( keine Herabsetzung des Konkurrenten erfolgt

( Waren für den gleichen Bedarf verglichen werden

( Vergleich wahr ist.

c) aktuelle Beispiele aus der Rechtsprechung:

ca) DIE MODERNE SÜDDEUTSCHE ZEITUNG IST DIE WELT


( zulässiger Werbevergleich?

              (vergleichende Werbung ist zwar seit einigen Jahren zulässig, muß aber den Voraussetzungen aus § 2 

                  UWG genügen. Hier erfolgt ein Verstoß gegen § 2 UWG, weil der Werbevergleich die Süddeutsche 

                  Zeitung herabsetzt, indem er sie indirekt als unmodern hinstellt.

cb) Media – Markt – Urteil


( Sonderaktion für PC = 1.999,00 DM als Werbeanzeige


( Einzelhändler kopiert Anzeige und hängt sie in sein Schaufenster mit der Anmerkung, bei ihm koste 

            der PC normal  1.850,00 DM


( BGH: dieser Vergleich ist zulässig, er setzt Media – Markt nicht herab, weil er ironisch ausgestattet 

                   ist und wahr ist

FOLIEN

Beispielfälle zu § 1 UWG – sittenwidrige Werbung

I) Benetton – Werbung

1.1. Ölverschmutzte Ente (NJW 1995, 2488) – sittenwidrig, da kein Zusammenhang mit der verschmierten Ente und den umworbenen Produkten des Modeherstellers besteht. Vielmehr wird beim Verbraucher ein Gefühl der Ohnmacht und des Mitleids erzeugt, das zu einer Solidarisierung mit dem werbenden Unternehmen als gleichermaßen betroffen zu erzeugen. Auf diese Weise sollen Bekanntheit, Ansehen und Geschäftstätigkeit gesteigert werden.

1.2. Kinderarbeit (NJW 1995, 2490) – sittenwidrig, weil Gefühle des Mitleids für die hart arbeitenden Kinder ohne sachliche Veranlassung zur Steigerung des eigenen Ansehens von Benetton kommerzialisiert werden. Ein Presseunternehmen, das eine solche Anzeige veröffentlicht, begründet zudem die Gefahr, sittenwidrigen Wettbewerb zu fördern.

1.3. H.I.V. Positive (NJW 1995, 2492) – sittenwidrig, da in grober Weise Gefühle des Mitleids und Schreckens zu kommerziellen Zwecken ausgenutzt werden und dabei gegen die Wahrung der Menschenwürde verstoßen wird. Die Abstempelung, die ihre Parallele im 3. Reich hat, zeigt, dass solche Menschen aus der Gesellschaft ausgegrenzt werden. Das Einspannen sachfremder, gefühlsbetonter Solidaritätsappelle widerspricht dem Leistungswettbewerb auch dann, wenn sie nur dem Ansehen des Unternehmens dienen sollen und nicht in erster Linie der Absatzsteigerung.

1.4. Urteile aufgehoben durch Bundesverfassungsgericht, Pressefreiheit wurde vom BGH nicht ausreichend berücksichtigt: „Anzeigen mit gesellschaftlich und politisch relevanten Themen, die geeignet sind, diesen öffentliche Aufmerksamkeit zu verschaffen, stehen unter besonderem Schutz des Art.5 Abs.1 S.1 GG, gleichgültig, ob eine Äußerung weiterführend ist oder ob sie einen Lösungsvorschlag enthält.“

II) Telefonwerbung

Werbung durch ungebetene telefonische Anrufe bei Privatpersonen, die durch Händler oder Vertreter erfolgen, um auf diese Weise Verträge anzubahnen, sind grundsätzlich wettbewerbswidrig, es sei denn, der Angerufene hat stillschweigend oder ausdrücklich vorher sein Einverständnis erklärt. Das gilt ebenso für Anrufe, mit denen ein Vertreterbesuch angekündigt wird. An der Wettbewerbswidrigkeit ändert auch ein Brief nichts, der den nachfolgenden Anruf ankündigt. Das Urteil der Sittenwidrigkeit entfällt nicht einmal dann, wenn eine Privatperson schriftlich Infomaterial angefordert hat. Dazu ist ausdrücklich die Bitte um Rückruf verbunden mit der Angabe der Telefonnummer erforderlich (BGH GRUR 1990, 280f. – Telefonwerbung III)

Kein wirksames Einverständnis liegt nach der Rechtsprechung zudem vor, wenn ein Bankkunde bei der Kontoeröffnung unterschreibt, mit persönlicher oder telefonischer Geldberatung einverstanden zu sein. Kundin hatte entsprechenden Text bei Eröffnung eines Sparkontos unterschrieben. Mitarbeiter der Bank, die auch eine Versicherungsagentur betrieb, rief Kundin an un kündigte Besuch an, wegen einer Steuersparnissache. Dagegen klagte ein Verbraucherschutzverein, dem der BGH Recht gab. Es fehle ein 
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wirksames Einverständnis der Kundin. In einer solchen Unterschrift liegt eine unangemessene Benachteiligung des Kunden gemäß § 9 AGBG und § 307 BGB vor, da mit der AGB – Regelung eine den Kunden benachteiligende Abweichung von der gefestigten Rechtsprechung zugemutet werde. Daran ändere auch die in Kraft getretene Fernabsatz –Richtlinie nichts, da diese nur einen Mindeststandard begründe, von dem die MS zugunsten der Verbraucher abweichen können. 

Begründet wird die Beurteilung solcher Werbung als sittenwidrig von der Rechtsprechung damit, dass man mit der Beantragung eines Telefonanschlusses in seiner Wohnung sich nicht unbeschränkt der Öffentlichkeit preisgeben will, sondern nur solchen Personen, denen man freiwillig die Privatsphäre öffnet. Ungebetene Anrufe sind Eingriffe in die Individualsphäre und begründen einen Unterlassungsanspruch. Häufig wird der Angerufene genötigt, sich die Werbung anzuhören und legt aus Höflichkeit nicht auf. Bereits der Anruf als solches ist wettbewerbswidrig, nicht erst die Übermittlung der Werbebotschaft, weil der Angerufene sich nicht von vornherein wehren kann. Die Durchführung des Gesprächs stellt oftmals eine zusätzliche Belästigung dar. Allerdings sind Verträge, die in einem solchen Gespräch geschlossen werden, wirksam.

Auch im gewerblichen Bereich sind ungebetene Telefonanrufe nicht ohne weiteres hinzunehmen, weil sie den Angerufenen belästigen oder bei seiner Berufsausübung stören können. Allerdings sind die Anforderungen an die Sittenwidrigkeit höher als bei Privatpersonen. Die Rechtsprechung nimmt eine Interessenabwägung vor und verlangt, dass der Anruf im konkreten Interessenbereich des Angerufenen liegt. Das liegt auf jeden Fall vor, wenn der Angerufene vorher sein Einverständnis mit einem solchen Anruf erklärt hat. Oder wenn die konkreten Umstände für ein sachliches Interesse des Angerufenen am Anruf sprechen. Dies wird von der Rechtsprechung regelmäßig bei Bestehen einer Geschäftsverbindung zwischen Anrufer und Angerufenem angenommen. Allerdings läßt sich einer schriftlichen Anforderung von Werbematerial außerhalb einer bestehenden Geschäftsverbindung wiederum nicht entnehmen, der Besteller lege Wert auf einen Anruf. Nicht als Einverständnis mit einem Anruf kann zudem der Eintrag in die Gelben Seiten gewertet werden (vgl. Stuttgart OLG Report 1997, 27f.).

Rechtsprechung zur vergleichenden Werbung

I. Rechtsprechung des Reichsgerichts

1. „Pomril“ (RG JW 1908, S.482, Nr. 15)

Werbung für naturreinen Traubensaft mit dem Slogan

„Vollwertiger, edler Traubensaft ist kein alkoholfreies Ersatzgetränk, wie z.B. billiges, aber gehaltloses Backobstwasser (Pomril,Apfelblümchen usw.)“ 

RG: zulässig, denn „Jedermann hat das Recht, das Publikum auf die Vorteile und Nachteile des Bezugs von Waren in wahrheitsgemäßer Weise hinzuweisen.“

2. „Hellegold“ (RG GRUR 1931, S.1299)

Klägerin und Beklagte stellten Backmalzextrakt her. Die Beklagte warb für ihr Produkt, in dem sie dessen Eigenschaften denen des Produktes der Klägerin gegenüberstellte.

RG: sittenwidrig, denn „Die Mitbewerber, auch wenn ihre gewerbliche Leistungsfähigkeit tatsächlich geringer sein sollte, brauchen sich nicht
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gefallen zu lassen, in den fremden Anpreisungen als Mittel zur Erhöhung der eigenen Leistungsfähigkeit des Anpreisenden verwendet zu werden.“

Von der Rechtsprechung wurden in den folgenden Jahren nur wenige Ausnahmen zugelassen, z.B. der Abwehrvergleich.

II. Rechtsprechung des BGH

Der BGH übernahm die restriktive Rechtsprechung des Reichsgerichts samt Ausnahmen und stellte fest, dass vergleichende Werbung wettbewerbsfremd sei.

1. „Großer Werbeaufwand“ (BGH GRUR 1985, S.982)

Ein Lebensmittelmarkt forderte Kunden zu einem Geschmackstest bezüglich Cognacsorten auf und verwies gleichzeitig auf den hohen Werbeaufwand der anderen Cognac – Hersteller, mit dem diese für ihre bekannten Marken warben.

BGH: sittenwidrig, es liegt eine unzulässige pauschale Herabsetzung aller Konkurrenten vor. Die Werbung des Lebensmittelmarktes zeige in der Zusammenschau, dass dieser der Meinung sei, die Konsumenten ließen sich leicht durch den hohen Produktpreis und die bekannten Marken täuschen, während positive Qualitätseigenschaften auch beim eigenen no-name-Produkt gegeben seien.

2.“Cola – Test“ (BGH GRUR 1987, S.49)

In einem Werbefilm von Pepsi ging es um einen Geschmackstest mit drei anonymisierten Cola –Getränken. Eine jugendliche Testperson wählte das Getränk aus, das ihr am besten schmeckte (natürlich Pepsi). Der Film endete mit dem Slogan „Pepsi gewinnt nicht immer, denn jeder hat seinen eigenen Geschmack. Mach den Pepsi – Test!“

Der BGH gab zwar zu, dass eine konkrete Bezugnahme aufgrund der Marktstellung von Coca –Cola vorliege, es fehle jedoch an der Herabsetzung der Konkurrenz. Erstmals war damit eine Bezugnahme (indirekt) auf die Konkurrenz möglich unter der Voraussetzung, dass eine Herabsetzung vermieden wird.

3. „Testpreis – Angebot“ (GRUR 1998, S.824)

Anbieter von Tennisartikeln warb mit dem Slogan: „Billige Composite Rackets muten wir Ihnen nicht zu.“

Der BGH setzte sich in diesem Urteil mit der Frage auseinander, ob das Verbot vergleichender Werbung angesichts des Erlasses der EU –Richtlinie noch aufrecht erhalten werden kann. Er kam zum Ergebnis, dass eine richtlinienkonforme Auslegung von nationalen Normen bereits vor Umsetzung des europäischen Rechts zulässig sei, um den Willen des europäischen Gesetzgebers zur Geltung zu bringen. Voraussetzung der Zulässigkeit der vergleichenden Werbung sei jedoch eine Beachtung der europäischen Vorgaben.

Quelle: Universität Rostock (Prof. Dr. Hucke) / Korrekturen und Ergänzungen bitte an info@skripte.net

